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Vorwort

In Deutschland sind die gesetzlichen Vorschriften zur Luftsicherheit im
Luftsicherheitsgesetz zusammengefasst, das im Jahr 2005 in Kraft getreten
ist und im Jahr 2016 novelliert wurde. Der Bereich der Luftsicherheit
zeichnet sich dadurch aus, dass die Zuständigkeiten und Aufgaben auf
unterschiedliche Akteure verteilt sind. So nehmen auf Bundesebene das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI), das Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), die Bundes-
polizei (BPOL) und das Luftfahrtbundesamt (LBA) Aufgaben in diesem
Bereich wahr. Auf Länderebene sind die Landesluftsicherheitsbehörden
(z. B. für die Durchführung der Luftsicherheitskontrollen) zuständig. Da-
rüber hinaus sind auch die Flughafenbetreiber und die Fluggesellschaften
für bestimmte Maßnahmen der Luftsicherheit verantwortlich.

Der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode betont, dass Luftsi-
cherheitskontrollen eine hoheitliche Aufgabe sind. Damit wird begründet,
dass der Staat mehr strukturelle Verantwortung und Anteile der in den
letzten Jahren gestiegenen Kosten für die Sicherheit der Flugreisenden
übernehmen soll. Zudem enthält der Koalitionsvertrag den Auftrag, die
bestehende Organisation und Aufgabenwahrnehmung und -verteilung für
die Luftsicherheit zu begutachten und konzeptionelle Vorschläge erarbei-
ten zu lassen, um diese in Deutschland einheitlicher und effizienter zu
gestalten.1 Mit dieser Untersuchung beauftragte das BMI im Jahr 2019 das
Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung. Die vorliegende
Publikation stellt eine an einigen Stellen redaktionell überarbeitete Versi-
on der ursprünglichen Studie dar, die dem BMI im Mai 2020 übergeben
wurde.

Unser Dank gilt vor allem den Interviewpartnerinnen und -partnern der
Luftverkehrswirtschaft, des bayerischen Staatsministeriums für Wohnen,
Bau und Verkehr, der BPOL und der Gewerkschaften (DPolG, GdP und
ver.di), ohne deren kooperative Mitwirkung die Studie nicht zu einem
erfolgreichen Abschluss hätte gebracht werden können. Ebenfalls danken
möchten wir der Arbeitsgemeinschaft deutscher Verkehrsflughäfen, die
uns auch bei der Umsetzung der Umfrage unterstützt hat, den interna-

1 CDU/CSU/SPD, Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutsch-
land. Ein neuer Zusammenhalt für unser Land, S. 80 f.
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tionalen und nationalen Luftsicherheitsbehörden sowie den deutschen
Verkehrsflughäfen, die durch ihre Teilnahme an den onlinegestützten Be-
fragungen wertvolle Informationen beigesteuert haben. Schließlich möch-
ten wir uns bei den für die Betreuung der Studie zuständigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Referats B 3 im BMI für die sehr gute
Zusammenarbeit und bei Frau Diaz-Carreño für das Korrekturlesen des
Manuskripts bedanken.

  

Speyer, im Juli 2021 Bettina Engewald
 Zarina Feller
 Kathrin Annika

Kruse
 Axel Piesker
 Tim Vallée
 Hanna Willwacher
 Jan Ziekow

Vorwort
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Management Summary

Gutachtenauftrag und methodisches Vorgehen

Das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung ist vom Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) damit beauftragt
worden, das derzeitige System der Luftsicherheit unter besonderer Berück-
sichtigung der Passagier- und Gepäckkontrolle zu untersuchen, um auf
dieser Grundlage Vorschläge für eine mögliche Reform der Organisation
und Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Luftsicherheit zu erarbeiten.
Entsprechend der Leistungsbeschreibung erfolgte dies in drei aufeinander
aufbauenden Arbeitspaketen:
1. Ist-Analyse der bestehenden Organisation und Aufgaben-/Zuständig-

keitsverteilung im Bereich Luftsicherheit
2. Identifikation neuer Organisationsmodelle und Analyse ihrer Stärken

und Schwächen
3. Entwicklung von Vorschlägen zur effektiveren und effizienteren Ge-

staltung der Organisation und Aufgaben-/Zuständigkeitsverteilung im
Bereich der Luftsicherheit

Zur Erhebung der erforderlichen Daten wurden zunächst vorhandene
Datenquellen (z. B. Dokumente des BMI, Berichte zu den BMI-/BDL-Pilot-
projekten, Statistiken, Prüfmitteillungen des Bundesrechnungshofs, Positi-
onspapiere unterschiedlicher Akteure, Bundes- und Landtagsdrucksachen)
analysiert. Als weitere Erhebungsinstrumente kamen zum Einsatz:
– Leitfadengestützte Interviews mit relevanten Stakeholdern im Bereich

der Luftsicherheit
– Teilstandardisierte Befragung ausgewählter ausländischer Luftsicher-

heitsbehörden2

– Onlinegestützte teilstandardisierte Befragung von 28 deutschen Flugha-
fenbetreibern

– Onlinegestützte teilstandardisierte Befragung der Landesluftsicherheits-
behörden

2 Australien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Kanada, Niederlande, Polen,
Schweden, Spanien und die USA.
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Status quo: laufende Optimierungsprozesse und weitere Potenziale

Das System der Luftsicherheit ist durch komplexe Strukturen und eine
Vielzahl von Akteuren geprägt. Trotz der damit einhergehenden Heraus-
forderungen wird das Sicherheitsniveau von relevanten Stakeholdern im
Bereich der Luftsicherheit als hoch bis sehr hoch eingeschätzt. Um den
Herausforderungen begegnen zu können, kommt guter und regelmäßiger
Kommunikation auf Grundlage wechselseitigen Vertrauens und eines ge-
meinsamen Verständnisses der ‚Aufgabe Luftsicherheit‘ sowie definierten
und gelebten Rollenverständnissen eine besondere Bedeutung zu. Um die
Kommunikation und den Informationsaustausch zu verbessern, werden
zunehmend strukturierte Standortdialoge genutzt, die in den letzten Jah-
ren an vielen Flughäfen eingeführt wurden und durchweg positiv bewer-
tet werden. Auf ihrer Grundlage werden zudem teils neue Instrumente,
etwa Systeme zum Monitoring von Sicherheit, Servicequalität und Wirt-
schaftlichkeit, eingeführt, sodass datenbasiert laufend Verbesserungen vor-
genommen werden können.

Insgesamt befindet sich der Status quo im Fluss. Neben den dargestell-
ten Standortdialogen werden die Verträge mit den privaten Sicherheits-
dienstleistern (PSDL) angepasst, um die BPOL von vollzugsfremden, ad-
ministrativen Planungs- und Steuerungsaufgaben zu entlasten und den
PSDL mehr Eigenverantwortung einzuräumen. Zudem werden von den
verschiedenen Stakeholdern weitere (spezifische) Optimierungsmaßnah-
men umgesetzt. Es ist also eine deutliche Bewegung in die richtige Rich-
tung zu erkennen.

Darüber hinaus gibt es weitere, bisher nicht vollständig ausgeschöpfte
Optimierungspotenziale. Auf Seiten der BPOL wäre dies bspw. bei der
IT-Ausstattung im Bereich der Planung- und Steuerung von Kontrollstel-
len. Sie verfügt derzeit über einzelne IT-Systeme, deren Anwendbarkeit
an weiteren Standorten sukzessive erfolgen soll. Das Ziel des BMI und
der Bundespolizei, letztere von vollzugsfremden Aufgaben zu entlasten,
bietet die Möglichkeit, Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte im stärke-
ren Umfang im Bereich der Qualitätskontrollen und der unmittelbaren
Abwehr von Gefahren für die Luftsicherheit einzusetzen. Auf Seiten der
Luftverkehrswirtschaft sind etwa die (teils stoßweise erfolgende) Abferti-
gung der Passagiere, die Flugplangestaltung sowie die Fluggastinformation
und -steuerung zu nennen, um Abläufe zu erleichtern und Peaks zu ver-
meiden.

Auch erscheinen die bisherigen rechtlichen Regelungen zur Bereitstel-
lung der Fluggastdaten als nicht ausreichend. Nur eine valide und zeitge-
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rechte Bereitstellung der erforderlichen Daten durch die Luftverkehrswirt-
schaft an die Bundespolizei ermöglicht eine bedarfsgerechte Planung. Da-
rüber hinaus wurden einzelne, in Pilotprojekten erprobte und als durch-
aus vielversprechend eingeschätzte Maßnahmen, deren Umsetzung von
verschiedenen Akteuren zu verantworten wären, nicht weiterverfolgt.

Im Folgenden soll auf von einzelnen Stakeholdern vorgetragene Aspekte
eingegangen werden, bei denen kein eindeutiges Optimierungspotenzial
erkennbar ist:
– Ein Ansatz zum Umgang mit Peaks könnte die Möglichkeit der Ein-

setzbarkeit von Kontrollkräften sowohl für § 5- als auch für § 8-Kontrol-
len (sog. Doppelfunktionalität) sein. Ihre Einführung ist jedoch von
erheblichen Voraussetzungen abhängig (allen voran die Zuständigkeit
derselben Stelle für beide Kontrollen, darüber hinaus aber auch z. B.
persönliche Fähigkeiten der LuftAss, bauliche Voraussetzungen vor
Ort, zeitliches Auseinanderfallen der Auslastung der Kontrollstellen
sowie Änderung der LuftAss-Ausbildung).

– Teile der Luftverkehrswirtschaft kritisieren die Technikbeschaffung
als umständlich und innovationshindernd: Bindende Rahmenverträge
würden dazu führen, dass nicht die aktuellste – z. B. weniger personal-
intensive oder durchsatzstärkere – Sicherheitstechnik zum Einsatz kom-
me. Hierzu ist festzustellen, dass die Technikbeschaffung haushalts-
rechtlichen Beschaffungsprinzipien (Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit der Bundesverwaltung) sowie wissenschaftlichen Erkenntnissen
aus Lageinformationen der Behörden für Ordnung und Sicherheit folgt
und unter Einbeziehung des Beschaffungsamtes durchgeführt wird. Ob
und inwieweit dies Prozesse verlangsamt und ob der Abschluss von
Rahmenverträgen tatsächlich Innovation behindert oder aber – umge-
kehrt – gerade die Voraussetzung für eine planungssichere, lageange-
messene und kostengünstige Beschaffung ist, wurde nicht untersucht.

– Teile der Luftverkehrswirtschaft fordern eine stärkere Berücksichtigung
wirtschaftlicher Aspekte (z. B. Kundenzufriedenheit, Wartezeit) bei
Auswahl und Steuerung der PSDL. Demgegenüber werden die War-
tezeiten und Kundenzufriedenheit im Zusammenhang mit den Passa-
gier- und Gepäckkontrollen von den befragten Flughäfen insgesamt als
positiv bis sehr positiv bewertet.

– Aus Sicht von BPOL schränkt die fehlende Möglichkeit, LuftAss unter-
halb der Gefahrenschwelle direkt Weisungen zu erteilen, die reibungs-
lose Zusammenarbeit vor Ort ein. Da die Ursache die unionsrechtliche
Rechtsfigur der unzulässigen Arbeitnehmerüberlassung ist, kann dies
im bestehenden System nicht geändert werden.

Status quo: laufende Optimierungsprozesse und weitere Potenziale
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Vorstellung und Bewertung möglicher Reformmodelle

Es wurden folgende Modelle einer Bewertung unterzogen3:
1. Weitgehende Aufgabenübertragung auf die Flughäfen, d. h. die

Flughäfen sind für die Ausschreibung, Auswahl und operative Steue-
rung der PSDL, für die Beschaffung der Sicherheitstechnik und die
Konfiguration der Kontrollstellen zuständig. Bei ihnen läge in der Fol-
ge das Finanzierungsrisiko. Der Staat wäre für die Zertifizierung der
Sicherheitstechnik, Fachaufsicht über Flughäfen, PSDL sowie LuftAss,
die Qualitätssicherung (z. B. Sicherheitstests), den Erlass von Vorgaben
für Ablauf, Standards und Prozess bei den Kontrollen sowie die Prü-
fung und Beleihung der LuftAss zuständig.

2. Teilweise Aufgabenübertragung auf die Flughäfen (Sicherheits-
technik und Kontrollstellen), d. h. die Flughäfen wären für die Be-
schaffung der Sicherheitstechnik und die Konfiguration der Kontroll-
stellen zuständig. Der Staat würde die Technik zertifizieren und die
Kontrollstellen abnehmen. Im Übrigen würde sich zum Status quo
nichts ändern.

3. Gründung einer Anstalt öffentlichen Rechts auf Bundesebene. Die
AöR würde für alle Flughäfen in Bundeszuständigkeit (nahezu) sämtli-
che Luftsicherheitsaufgaben der BPOL und der PDSL übernehmen.

4. Gründung einer BPOL-Direktion (nebst 13 Inspektionen). Entspre-
chende Zuständigkeiten wie die AÖR, nur dass nahtlos(er) an vorhan-
dene Strukturen angeknüpft werden kann.

5. Gründung staatlicher Sicherheitsgesellschaften (Bayerisches Mo-
dell). Danach würde an jedem Flughafen eine staatliche Sicherheits-
gesellschaft gegründet, die im Wesentlichen die Aufgaben der PSDL
übernehmen würde. Die operative Steuerung obliegt weiterhin der
Luftsicherheitsbehörde. Diese wäre auch für die Fachaufsicht, die Fest-
legung der Methodik der Kontrolle, die Aufsicht über die LuftAss,
deren Prüfung und Beleihung sowie für Technikbeschaffung und Fest-
setzung der Luftsicherheitsgebühr zuständig.

6. Gründung halbstaatlicher Sicherheitsgesellschaften. Danach würde
an jedem Flughafen eine halbstaatliche Sicherheitsgesellschaft gegrün-
det, die für die operative Durchführung der Kontrollen sowie Steue-
rung der LuftAss, aber auch für die Beschaffung der Sicherheitstechnik
und Einrichtung der Kontrollstellen zuständig wäre. Gesellschafter wä-

3 Eine vollständige Privatisierung der Kontrollen wurde aufgrund des Gutachtenauf-
trags nicht geprüft.
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